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Hans-Dieter Klingemann

Umweltproblematik in den 
Wahlprogrammen der etablierten politischen 
Parteien in der Bundesrepublik Deutschland

In den westlichen Demokratien wird den politischen Parteien die Aufgabe zugeschrie­
ben, gesellschaftliche Probleme zu erkennen, Konzepte für die Lösung solcher Pro­
bleme zu erarbeiten, in der Bevölkerung für die Unterstützung der Konzepte zu werben 
und in Parlament und Regierung dafür zu sorgen, daß diese Konzepte in praktische 
Politik umgesetzt werden.
Die Umweltpolitik wurde von den etablierten Parteien der westeuropäischen Staaten in 
unterschiedlicher Weise thematisiert. In den Niederlanden, Belgien und Großbritan­
nien erscheint das Thema Umweltschutz bereits in den 50er und 60er Jahren in den 
Wahlprogrammen; in Schweden, Dänemark, Österreich und der Bundesrepublik 
Deutschland wird die Problematik erst Anfang der 70er Jahre aufgegriffen; in Frank­
reich und Italien setzt eine entsprechende Thematisierung gerade erst ein.

Für die etablierten Parteien der Bundesrepublik gilt, daß sie den langfristigen Charak­
ter und die politische Brisanz der Umweltproblematik, die mindestens seit Anfang der 
60er Jahre erkennbar war, nur unzureichend aufgegriffen haben. Erst unter dem Druck 
alarmierender Skandalfälle, der Aktivitäten von Bürgerinitiativen und den Wahlerfol­
gen der „Grünen“ wurde das programmatische Defizit der etablierten Parteien im 
Bereich der Umweltpolitik aufgearbeitet. Vor 1960 existierte praktisch keine Umwelt­
politik.
Akzeptiert man die Wahlprogramme der Parteien als Indikator, so gibt die FDP unter 
den etablierten Parteien der Umweltpolitik den meisten Raum. CDU und SPD folgen 
mit deutlichem Abstand. Diese Situation gleicht der in Großbritannien und Österreich. 
Auch hier sind die liberalen Parteien gegenüber umweltpolitischen Problemen beson­
ders sensibel.
Umweltpolitik umfaßt, nach der Definition der Bundesregierung (1971), „die Gesamt­
heit der Maßnahmen, die notwendig sind, um dem Menschen eine Umwelt zu sichern, 
wie er sie für seine Gesundheit und ein menschenwürdiges Dasein braucht, und um 
Boden, Luft und Wasser, Pflanzen und Tierwelt vor nachteiligen Wirkungen menschli­
cher Eingriffe zu schützen und um Schäden oder Nachteile aus menschlichen Eingriffen 
zu beseitigen.“ Im Rahmen dieses Problemfeldes haben die etablierten politischen 
Parteien durchaus unterschiedliche Akzente gesetzt. Die FDP sieht, anders als die CDU 
und die SPD, den Handlungsbedarf deutlich im Bereich der (Kern-)Energiepolitik. 
Fragen der Betriebssicherheit und der Entsorgung von Kernkraftwerken stehen dabei 
im Vordergrund. Die CDU thematisiert, wie die SPD, das Spannungsverhältnis von
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Ökonomie und Ökologie. Bei der CDU wird herausgestellt, daß Umweltschutzmaß­
nahmen gegen das Wachstum der Wirtschaft, die internationale Wettbewerbsfähigkeit 
und den technologischen Fortschritt abgewogen werden müssen. Die SPD betont die 
Rolle des Staates für die Entwicklung umweltschonender Produktionsverfahren. 
Wenngleich alle Parteien „für“ den Umweltschutz sind, so haben die Bürger bei dieser 
Sachlage doch eine Wahlmöglichkeit.

Die SPD und insbesondere die FDP wollen ihre umweltpolitischen Forderungen im 
wesentlichen durch staatliches Handeln verwirklichen. Die CDU vertraut daneben 
auch auf Appelle an die wirtschaftlich und gesellschaftlich „relevanten“ Kräfte.

Die programmatisch geäußerte Handlungsbereitschaft hat sich im Gesetzgebungspro­
zeß niedergeschlagen. Insgesamt wurden 70 umweltrelevante Gesetze erlassen, davon 
entfallen 67 Prozent auf den Zeitraum zwischen 1969 und 1983. Man kann also 
durchaus eine positive Beziehung zwischen politischer Programmatik und dem Gesetz­
gebungshandeln feststellen.

Insgesamt kann für die Zeit bis 1983 festgehalten werden:

1) die etablierten politischen Parteien haben die Umweltpolitik nach 1961 -  wenn­
gleich verspätet -  so doch v. a. seit Anfang der 70er Jahre zu einem wichtigen 
Programmpunkt gemacht. Dies galt besonders für die FDP.

2) die programmatischen Schwerpunkte innerhalb des Feldes der Umweltpolitik 
waren bis dahin relativ klar voneinander geschieden. Die FDP beschäftigte sich in erster 
Linie mit den Folgen der Kernenergie; die CDU sah die Folgen der Umweltschutzge­
setzgebung für die Wirtschaft, und die SPD will der Wirtschaft helfen, indem sie 
vorschlägt, Investitionen in umweltfreundliche Technologien zu subventionieren.

3) alle Parteien, insbesondere aber die FDP und die SPD wollen durch staatliche 
Maßnahmen handeln. Die CDU setzt daneben auch auf Appelle an die Bürger. Diese 
Absichten werden, das belegt die Statistik der tatsächlichen Gesetzgebungsaktivitäten, 
auch de facto eingelöst. In den 70er Jahren wurde im Bereich der Gesetzgebung ver­
stärkt gehandelt.

Nach diesem Befund ist die Umweltproblematik seit Anfang der 70er Jahre zu einem 
festen Bestandteil des Problemkatalogs der etablierten politischen Parteien in der Bun­
desrepublik Deutschland geworden. Darüberhinaus haben die Parteien auch durchaus 
unterschiedliche Positionen, soweit es die Lösung des Problems angeht, entwickelt. 
Dazu haben die Bürgerinitiativen und die „Grünen“ im positiven Sinne beigetragen.
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Tabelle 1 Das Gewicht der Umweltproblematik in den Wahlprogrammen der europäischen 
Parteien seit 1970

Schweden (%) Niederlande (%)

Centerpartiet (11,6) 
Vänsterpartiet Kommunisterna (10,3) 
Folkpartiet (9,4) 
Sveriges Socialdemokratistiska 

Arbetarparti (6,3) 
Moderate Samlingspartiet (5,2)

Democraten ’66 (9,2) 
Christen Democratisch Appel (7,2) 
Partij van der Arbeid (5,1) 
Volkspartij voor Vrijheid en 

Démocratie (3,4)

Vereinigte Staaten (%) Großbritannien (%)

Demokraten (3,7) 
Republikaner (3,5)

Liberal Party (2,9) 
Labour Party (2,7) 
Conservative Party (2,4)

Frankreich (%)

Center (1,7) 
Gaullists (1,4) 
Communists (1,3) 
Socialists (0,7) 
Moderates ( -  )

Belgien (%)

Front Démocratique des Bruxellois 
Francophones (5,5) 

Parti Social Chretien (4,6) 
Volksunie (3,8) 
Parti Socialiste Belge (3,4) 
Parti de la Liberté et de la Progrès (3,2) 
Rassemblement Wallon (2,6)

Bundesrepublik Deutschland (%)

Freie Demokratische Partei (10,5) 
Sozialdemokratische Partei (6,6) 
Christlich-Demokratische Partei (5,0)

Dänemark (%)
Österreich (%)

Sosialistisk Folkeparti (2,3) 
Fremkridtspartiet (2,0) 
Venstre (1,8) 
Radikale Venstre (1,3) 
Venstresocialisterne (1,2) 
Danmarks Retsforbundet (1,2) 
Socialdemokratiet (1,0) 
Konservative Folkepartit (0,8) 
Danmarks Kommunistiske Parti (0,4) 
Kristeligt Volkeparti (0,4) 
Centrum-Demokrateme (0,3)

Freiheitliche Partei Österreichs (4,8) 
Sozialistische Partei Österreichs (4,1) 
Österreichische Volkspartei (0,5)

Italien (%)

Partito Comunista Italiano (1,0) 
Partito Socialista Italiano (0,6) 
Democrazia Cristiana (0,2) 
Partito Repubblicano Italiano ( -  ) 
Partito Liberale Italiano ( -  )

358



Tabelle 2 Rangfolge thematischer Schwerpunkte der Umweltschutzproblematik in den Wahl­
programmen von CDU, FDP und SPD, 1949 bis 1983

CDU (%) FDP (%) SPD (%)

Ökonomie und 
Ökologie (13,3) 
Wasserschutz (11,1) 
Luftreinhaltung (11,1)
Lärmschutz (8,8) 
Allgemeine Forde­
rungen nach
Umweltschutz (6,7) 
Politische Bedeutung 
des Umweltschutzes (6,7) 
Grenzüberschreiten­
der Umweltschutz (6,7) 
Kernenergie und 
Umweltschutz (6,7)
Umweltschutzrecht (4,4) 
Natur- und Land­
schaftsschutz (4,4) 
Städtebau und 
Umweltschutz (4,4) 
Landwirtschaft und 
Umweltschutz (4,4) 
Technikentwicklung 
und Umweltschutz (4,4) 
Waldsterben (2,2) 
Chemikalien (2,2) 
Energiepolitik und 
Umweltschutz (2,2) 
Bürgerbeteiligung ( -  ) 
Abfall ( -  ) 
Lebensmittelschutz ( -  ) 
Verkehrspolitik und 
Umweltschutz ( -  ) 
Ökologische Proble­
me der Dritten Welt ( -  ) 
Gesundheitspolitik 
und Umweltschutz ( -  )

Kernenergie und 
Umweltschutz (18,0) 
Wasserschutz (9,0) 
Energiepolitik und 
Umweltschutz (7,9) 
Verkehrspolitik und 
Umweltschutz (6,7) 
Grenzüberschreiten­
der Umweltschutz (6,7)
Umweltschutzrecht (5,6) 
Bürgerbeteiligung (4,5) 
Ökonomie und 
Ökologie (4,5) 
Natur- und Land­
schaftsschutz (4,5) 
Politische Bedeutung 
des Umweltschutzes (3,9) 
Abfall (3,9) 
Luftreinhaltung (3,9) 
Chemikalien (3,9)
Lebensmittelschutz (2,8) 
Landwirtschaft und 
Umweltschutz (2,8) 
Technikentwicklung 
und Umweltschutz (2,8) 
Ökologische Proble­
me der Dritten Welt (2,2) 
Allgemeine Forderun­
gen n. Umweltschutz (1,7) 
Lärmschutz (1,7) 
Waldsterben (1,1) 
Städtebau und 
Umweltschutz (1,1) 
Gesundheitspolitik 
und Umweltschutz (1,1)

Ökonomie und 
Ökologie (9,7) 
Natur- und Land­
schaftsschutz (9,7) 
Wasserschutz (9,7) 
Allgemeine Forde­
rungen nach
Umweltschutz (8,5) 
Grenzüberschreiten­
der Umweltschutz (8,5) 
Verkehrspolitik und 
Umweltschutz (7,3) 
Umweltschutzrecht (6,1) 
Politische Bedeutung 
des Umweltschutzes (4,9) 
Energiepolitik und 
Umweltschutz (4,9) 
Kernenergie und 
Umweltschutz (4,9)
Bürgerbeteiligung (2,4) 
Abfall (2,4) 
Chemikalien (2,4) 
Lärmschutz (2,4) 
Luftreinhaltung (2,4) 
Städtebau und 
Umweltschutz (2,4) 
Landwirtschaft und 
Umweltschutz (2,4) 
Gesundheitspolitik 
und Umweltschutz (2,4) 
Technikentwicklung 
und Umweltschutz (2,4) 
Ökologische Proble­
me der Dritten Welt (2,4) 
Lebensmittelschutz (1,2) 
Waldsterben ( -  )
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Tabelle 3 Typ der umweltpolitischen Handlungsbereiche und -formen in Prozent der ge­
nannten umweltpolitischen Handlungsbereiche und -formen 1949-1983, aufgegliedert nach 
den politischen Parteien

Typ der umweltpolitischen Handlungsbereiche und -formen SPD
%

FDP
%

CDU
%

I. Internationale Beziehungen
1. Internationale Kooperation 14 21 15

II. Staatlicher Bereich
2.1 Erlaß von Gesetzen, Gesetzesnovellen und Verordnungen
2.2 Kontrolle der Durchführung der Gesetze (einschließlich

21 22 10

Genehmigungsverfahren) 7 13 5
2.3 Staatliche Planung, Programme, Forschung 32 19 20
2.4 Handlungsappelle an den Staat 7 1 -

III. Wirtschaftlicher Bereich
3.1 Wirtschaftsforderung, Subventionen, Investitionen
3.2 Handlungsappelle an die Wirtschaft, Verweis auf die

12 4 25

Verbraucher und das Marktprinzip 2 7 5

IV. Gesellschaftlicher Bereich
4.1 Information der Öffentlichkeit und Bürgerbeteiligung 5 10 -

4.2 Handlungsappell an alle gesellschaftlichen Kräfte - 3 20

N 43 134 20
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Tabelle 4 Anzahl von umweltpolitisch relevanten Gesetzen je Wahlperiode in der Bundes­
republik

Wahlperiode Gesamt davon internationale 
Abkommen und Verträge

1 (1949 bis 1953) 3 -

2 (1953 bis 1957) 6 6
3 (1957 bis 1961) 3 -
4 (1961 bis 1965) 5 -
5 (1965 bis 1969) 6 -
6 (1969 bis 1972) 6 -
7 (1972 bis 1976) 26 5
8 (1976 bis 1980) 9 1
9 (1980 bis 1983) 6 5

Gesamt 70 17

Quelle: Chronik des Deutschen Bundestags, Gesetze, Statistik, Dokumentation, Hrg. Presse- und Informa­
tionszentrum des Deutschen Bundestag, 1. bis 9. Wahlperiode.
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